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Geſetz-Sammlung 
| für. die 


Königlichen Preußiſchen. Staaten. 


R— — — — — 


en Nr. 17 ee 


(Nr. 5532.) Beftätigungs-Urkunde über einige Abänderungen der Statuten der Berlin⸗Stet⸗ 
tiner Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 5. Mai 1862. 


f Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ꝛc. 


Nachdem die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft in der ſtatutenmaͤßig 
berufenen außerordentlichen Generalverſammlung ihrer Aktionaire vom 16. April 
1862., laut des über die Verhandlungen derſelben aufgenommenen Notariats⸗ 
Protokolles, diejenigen Abaͤnderungen ihrer unterm 12. Oktober 1840, (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 305.) reſp. 29. Januar 1847. (Geſetz⸗Sammlung S. 80.) landes⸗ 
bheerrlich beftätigten Statuten, beziehungsweiſe des Nachtrages zu denſelben, be⸗ 
$ ſchloſſen hat, welche in dem anliegenden ferneren Nachtrage zuſammengeſtellt 
ER 7 find, wollen Wir dieſen Aenderungen, nebſt den angehaͤngten tranſitoriſchen 
Beſtimmungen, dem Antrage der Geſellſchaftsvorſtaͤnde entſprechend, Unſere 
Genehmigung hierdurch ertheilen. 
5 Die gegenwartige Urkunde iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu 
machen. ü 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. Mai 1862. 


(. S.) Wilhelm. 
v. d. Heydt. Gr. zur Lippe. 


Jaſegeng 1882. (Nr. 5532, 22 Nach⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 22, Mai 1862. 
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Nachtrag a 


zu den 


am 12. Oktober 1840. Allerhoͤchſt beftätigten Statuten der Berlin⸗ 


Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz- Sammlung von 1840. 


S. 305. ff.) und zu dem am 29. Januar 1847. Allerhoͤchſt beftätigten 
Nachtrags⸗Statute der gedachten Geſellſchaft (Geſetz-Samm— 
lung von 1847. S. 80 — 82.) . 


Artikel J. 


Der F. 27. der Statuten wird aufgehoben. An feine Stelle tritt fol- 
gende Beſtimmung: ö 
Die Stimmberechtigung in den Generalverſammlungen wird folgender⸗ 
maaßen feſtgeſetzt: f { 


für 5 bis 10 Aktien 1 Stimme, 
11 20 2 Stimmen, 
21 30 3 = 
331 „ 10 4 = 

„ 41⁊/ 50 5 = 
che 60 6 = 

rer ii 70 7 = 
7 80 = 8 = 

= 831 « 90 = 9 = 

„ 91 100 De 10 = 

= 101 = 110 _ = 41 = 
111 120 = 12 = 
1214 180 13 = 
r 14085 5 14 = 

„ 141 150 - 15 = 
151 160 :% 16 B 

3 461 170 17 = 
1 180 18 = 
181 190 19 e 


191 und mehr 20 


Bei Zählung. der Aktien werden die eigenen mit den aus Vollmacht 
vertretenen zuſammengerechnet. 


* 


Artikel II. 


Die $$. 31. 32. 33. 34. 35. 37. 38. 39. 40. der Statuten und die 

Hö. 1. 2. 4. des Nachtrags⸗Statuts werden aufgehoben. An deren Stelle 
treten folgende Beſtimmungen: 

a) das Direktorium beſteht aus ſieben Mitgliedern, welche ſaͤmmtlich in Stettin 

wohnhaft fein müffen; 

b) drei 
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b) drei dieſer Mitglieder, und zwar: 

2) ein kaufmaͤnniſch gebildetes Mitglied, 

2) zwei geſchaͤftskundige Mitglieder, von denen das eine die erforderliche 

techniſche Qualifikation haben muß, um zugleich die Funktionen des 
Betriebsdirektors und Ober⸗Ingenieurs übernehmen zu Fünnen, 

werden von dem Verwaltungsrathe gewaͤhlt, und von demſelben vertrags⸗ 

maͤßig auf eine Zeitdauer, welche zwölf Jahre nicht uͤberſteigen darf, feſt 

5 angeſtellt. Neben ihrer Beſoldung kann ihnen ausnahmsweiſe auch eine 

Penſion zugeſichert werden, welche indeſſen keinenfalls das Maaß der 
| für die Magiſtratsmitglieder im H. 65. der Staͤdteordnung vom 30. Mai 

i 1853, normirten Penſionen überfteigen darf. 

Es haben dieſe drei Mitglieder ihre geſchaͤftliche Thaͤtigkeit aus⸗ 
ſchließlich der Geſellſchaft zu widmen und dürfen keine gewerblichen 
Nebengeſchaͤfte oder beſoldete Nebenaͤmter uͤbernehmen; 

c) die übrigen vier Mitglieder des Direktorü, welche nur verbunden ſind, an 
den kollegialiſchen Berathungen und Beſchluͤſſen Theil zu nehmen, ſowie 
einzelne Geſchaͤfte und Auftraͤge auszufuͤhren, werden durch die General⸗ 
verſammlung nach relativer Stimmenmehrheit gewaͤhlt. 

Die Wahl dieſer vier Mitglieder erfolgt auf vier Jahre gegen eine 
jährliche Remuneration von 500 Thalern fuͤr jedes dieſer vier Mitglieder. 

Alljaͤhrlich ſcheidet ein Mitglied nach der Anciennetät, oder wo 
dieſe keinen Anhalt gewaͤhrt, durch das Loos aus. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. 

Scheidet ein Mitglied vor Ablauf ſeiner vierjährigen Dienſtzeit 
aus, ſo erfolgt die Beſetzung der Stelle nur auf die noch uͤbrige Dienſt⸗ 
zeit des Ausgeſchiedenen; a 

d) der Vorſitzende des Direktorii und deſſen Stellvertreter werden von dem 
Verwaltungsrathe aus den drei vertragsmaͤßig angeſtellten Mitgliedern 
und zwar jedesmal auf drei Jahre gewaͤhlt; 

e) das Direktorium fuͤhrt die Geſchaͤfte nach einer von dem Verwaltungs⸗ 
rathe mit dem Direktorio zu vereinbarenden Geſchaͤftsordnung. Iſt eine 
Vereinbarung uͤber die Geſchaͤftsordnung auf anderem Wege nicht her⸗ 
beizufuͤhren, ſo treten zu dieſem Behufe beide Geſellſchaftsvorſtaͤnde (Ver⸗ 
waltungsrath und Direktorium) zu einem Kollegio zuſammen, in welchem 
der Vorſitzende des Verwaltungsrathes die Verhandlung leitet und nach 
Stimmenmehrheit entſchieden wird. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
der Vorſitzende; 

) zur Gültigkeit kollegialiſcher Beſchluͤſſe gehört die Anweſenheit von min⸗ 
deſtens vier Mitgliedern des Direktoriums. Im Falle einer Stimmen- 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden; 

8) die ſchriftlichen Ausfertigungen werden unter der Unterſchrift: „Direkto⸗ 
rium der Berlin⸗ Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft“ von dem Vorſitzenden, 
oder bei deſſen Verhinderung von ſeinem Stellvertreter, allein vollzogen. 
Oeffentliche Bekanntmachungen, Berichte an vorgeſetzte Behoͤrden, Kon⸗ 
trakte, Vollmachten, Beſtallungen, ſowie Zahlungsanweiſungen auf die 
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Kaſſe von Eintauſend Thalern und daruͤber, werden von dem Vorſitzenden . 
reſp. deſſen Stellvertreter und zwei Mitgliedern des Direktoriums 
vollzogen. g i ; | 


Artikel III. 


Der F. 12. des Nachtrags-Statuts vom 29. Januar 1847. wird auf⸗ 
gehoben. An deſſen Stelle tritt folgende Beſtimmung: 


Den Geſellſchaftsvorſtaͤnden wird die Befugniß eingeraͤumt, dem erſten 
Baubeamten, falls ein ſolcher Beamte beſonders angeſtellt wird, und 
deſſen Funktionen nicht von einem Mitgliede des Direktoriums verſehen 
werden, eine Penſion zu bewilligen, welche das im Artikel II. zu b. 
dieſes Nachtrages feſtgeſetzte Maaß nicht uͤberſteigen und erſt dann be⸗ 
willigt werden darf, wenn der betreffende Beamte nach Ablauf einer 
fuͤnffaͤhrigen Dienſtzeit wieder gewaͤhlt worden iſt. 


Artikel IV. 


Der $. 45. der Statuten zu Nr. 5 c. wird aufgehoben. An deſſen 
Stelle tritt folgende Beſtimmung: 


0) nicht ſelbſtſtaͤndig den erſten Baubeamten zu waͤhlen, ſofern dieſer Beamte 
beſonders angeſtellt wird und deſſen Funktionen nicht von einem Mit⸗ 
gliede des Direktoriums ausgeuͤbt werden. g 


Artikel V. 


Die Beſtimmungen der Statuten H. 49. werden aufgehoben. An deren 
Stelle treten folgende Beſtimmungen: 


Die Uebernahme des Amtes eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes 
und der Austritt aus demſelben iſt freiwillig. Die Mitglieder erhalten 
kein feſtes Gehalt, beziehen jedoch fuͤr ihren Zeitaufwand und ihre Muͤhe⸗ 
waltungen zuſammen eine Tantieme von drei Viertel Prozent des in 
Gemaͤßheit des H. 21. der Statuten ſich ergebenden jaͤhrlichen Reinertrages, 
welche indeſſen die Summe von 4000 Thalern niemals uͤberſteigen darf. 
Vorkommende Auslagen werden dem Verwaltungsrathe beſonders er⸗ 
ſtattet; auch iſt derſelbe berechtigt, bei Verwaltung ſeines Amtes jede 
71 5 auf Koſten der Verwaltung ſich zu verſchaffen, die ihm noͤthig 

eint. 


se Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Nach erfolgter landes herrlicher Beſtaͤtigung des vorſtehenden Nachtrags⸗ 

Statuts tritt die im Artikel II. sub b. dem Verwaltungsrathe vorbehaltene Wahl 

und Anſtellung von drei Mitgliedern des Direktorü in Vollzug. 9 
Inſoweit alsdann noch die, nach der bisherigen Beſtimmung des H. 1. 

des Nachtrags⸗Statuts vom 29. Januar 1847. beſtehenden ſieben le: 9 

x da 


beſetzt fein ſollten, bleiben dieſe Mitglieder gegen eine jährliche Remuneration 
von 500 Rthlrn. für jedes Mitglied — mit Beibehaltung und ohne Unter⸗ 
brechung des im H. 2. des bisherigen Nachtrags⸗Statuts vom 29. Januar 1847. 
feſtgeſetzten dreijährigen Wahlturnus — fo lange neben den vom Verwaltungs⸗ 
5 10 8 feſt angeſtellten drei Mitgliedern im Amte, bis deren Zahl durch Tod 
oder freiwilliges Ausſcheiden auf vier Mitglieder reduzirt worden iſt, für welche 
alsdann der im Artikel II. ad c. der obigen nachträglichen Beſtimmungen feſt⸗ 
geſtellte Wahlturnus von vier Jahren eintritt. Sollte die gedachte Reduktion 
der Mitglieder in angegebener Weiſe nicht laͤngſtens bis zur ordentlichen Ge⸗ 
reralberſammlung des Jahres 1868. erfolgt fein, fo wird ſolche alsdann durch 
Einſchraͤnkung der Wahlen herbeigefuͤhrt. 


— 


(Nr. 5533.) Allerhochſter Erlaß vom 5. Mai 1862., betreffend Aenderungen und Ergaͤn⸗ 
zungen des Feuerſozietaͤts⸗Reglements fir das platte Land von Alt⸗ 
Pommern vom 20. Auguſt 1844, ſowie der Verordnung, betreffend einige 
Abaͤnderungen dieſes Reglements, vom 23. Oktober 1854. i 


Auf Ihren Bericht vom 23. April d. J. will Ich in Beruͤckſichtigung der 


1 Antraͤge des 33., reſp. 31. Kommunallandtages von Alt⸗Pommern folgende 


Aenderungen und Ergaͤnzungen des Feuerſozietaͤts⸗ Reglements fuͤr das platte 
Land von Alt⸗Pommern vom 20. Auguſt 1841. (Geſetz⸗Sammlung Seite 253. ff.) 

und der Verordnung, betreffend einige Aenderungen des vorbezeichneten Regle⸗ 

ments pom 23. Oktober 1854. (Geſetz⸗Sammlung Seite 575.) genehmigen: 


1. Zuſatz zu 9. S. und 9g. 10 


i Die Direktion iſt ermaͤchtigt, die Verſicherung feuergefaͤhrlicher Fabriken 
oder anderer Bauanlagen von groͤßerem Umfange (wohin auch Muͤhlen ge⸗ 
hören), bei denen Gefahr vorhanden, daß ein Feuer ſich leicht uber die geſamm⸗ 
ten Gebaͤulichkeiten verbreiten wuͤrde, nur zu einer mäßigen Summe und gegen 
eine außerordentliche Praͤmie anzunehmen oder auch ganz abzulehnen. — Bereits 
beſtehende Verſicherungen dieſer Art kann die Direktion nach vorhergegangener 
vierteljaͤhrlicher Kündigung wieder loͤſchen. | 5 


2. Zu ſatz zu H. 14. 


Die Generaldirektion iſt befugt, Verſicherungsantraͤge abzulehnen, oder 
bereits beſtehende Verſicherungen zu löfchen, wenn Jemand ein Gebäude, welches 


= mit den bei der Alt⸗Pommerſchen Land - Feuerfozietät. verficherten Gebäuden in 


demſelben Gemeine⸗ oder Gutsbezirke belegen iſt und mit demſelben zu einem 
und demſelben, auf einem einzigen Hypothekfolium verzeichneten Grundſtuͤcke ge⸗ 
hoͤrt, bei einer anderen Geſellſchaft verſichert. Eine Ausnahme findet nur in 
Bezug auf diejenigen Gebäude ſtatt, welche nach H. 7. des Reglements gar 
Mr, 5532533) 5 nicht 


a8 


nicht und nach vorſtehendem Zuſatze Nr. 1. und nach $. 8. des Reglements 


nur unter erſchwerenden Bedingungen aufnahmefaͤhig ſind. 


3. Zuſatz zu H. 15 a. 


Bei Erhoͤhung beſtehender Verſicherungen und bei neuen Verſicherungen 
fuͤr Neubauten, welche waͤhrend des Jahres ausgefuͤhrt ſind, iſt der Jahres⸗ 
beitrag nur verhaͤltnißmaͤßig vom Anfange des Kalender⸗Quartals, in welchem 
die Verſicherung ihre Guͤltigkeit erhaͤlt, zu entrichten. 


4. Zuſatz zu H. 16. 


Die Beſtimmung, daß Waſſer⸗, Wind- und andere Muͤhlen hoͤchſtens 
zu zwei Drittel, beziehungsweiſe zur Haͤlfte des gemeinen Werths angenommen 
werden ſollen, wird aufgehoben. 


5. Zuſatz zu H. 27. 


Das freiwillige Ausſcheiden aus der Sozietät mit ſaͤmmtlichen Gebaͤuden, 
welche zu einem und demſelben Grundſtuͤcke gehören, und das freiwillige Herab⸗ 
ſetzen der Verſicherungsſumme um mehr als ein Drittel derſelben, ohne daß eine 
Veränderung des Verſicherungswerths beſcheinigt wird, iſt nur mit der Geneh⸗ 
migung der im Generalkataſter eingetragenen Realintereſſenten zuläffig. 


6. Zuſatz zu H. 29. 


Die Ausſchließung aus der Sozietät wegen ruͤckſtaͤndiger Beiträge tritt 
erſt ein, nachdem die im Generalkataſter eingetragenen Realintereſſenten benach⸗ 
richtigt worden, und vier Wochen ſeit der Benachrichtigung verfloſſen ſind, ohne 
daß die Berichtigung der Beitraͤge erfolgt iſt. Die Benachrichtigung erfolgt 
durch die Poſt, ohne daß es einer Beſcheinigung uͤber die Inſinuation bedarf. 


7. Zuſatz zu H. 30. 

4) Unter maſſiven Umfaſſungswaͤnden werden auch folche verftanden, welche 
von Fachwerk, aber mit einer ſechs Zoll ſtarken Steinverblendung (einer 
halben Mauerſteinſtaͤrke) verſehen ſind. 

2) Loh⸗, Waſſer⸗ und Windmuͤhlen, ſofern fie nicht zu den im Zuſatze zu 
H. 8. und 9. bezeichneten Fabrikanlagen gehören, ſowie Schmieden ſind 
nur ihrer Bauart nach mit der Beſchraͤnkung zu klaſſifiziren, daß die⸗ 
ſelben zu denjenigen feuergefaͤhrlichen Anlagen gerechnet werden, deren 
Betrieb in einem Gebäude daſſelbe (nach dem Schlußſatze des F. 30.) 
ſtets um eine Klaſſe herunterſetzt. — Die Beſtimmung, daß Schmieden 
nur mit Ziegeln, Metall oder ſonſt anerkannt feteſicherer Bedachung 
verſehen ſein muͤſſen, bleibt in Kraft. Fuͤr die Feuerſicherheit einer Be⸗ 
dachung, welche nicht in Ziegeln oder Metall oder Schiefer beſteht, ge⸗ 
nuͤgt das Anerkenntniß einer Königlichen Regierung über die Feuerſicher⸗ 
heit der Bedachungsart und ein Atteſt eines Bauverſtaͤndigen uͤber die 
zweckmaͤßige Ausfuͤhrung. 

8. Zu⸗ 
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8. Zuſatz zu . 34. 
Der ordentliche Beitrag für Kirchen wird auf die Halfte der im F. 34. 
des Reglements vom 20. Auguſt 1841. und im Zuſatz 2. der Verordnung vom 
23. Oktober 1854. beſtimmten Saͤtze feſtgeſtellt. g 


9. Zuſatz zu $. 47. | 
Steht dem Verſicherten ein Anſpruch auf die Brandverguͤtigung wegen 

vorſaͤtzlicher Brandſtiftung nicht zu, jo iſt die Sozietaͤt dennoch verflichtet, die⸗ 
ſelbe den in dem Generalkataſter eingetragenen Hypothekenglaͤubigern und Real⸗ 
Intereſſenten ſo weit zu zahlen, als dieſelben aus dem verpfaͤndeten Grund⸗ 
ſtüuͤcke, oder, wenn ihnen zugleich ein perfönliches Recht gegen den Eigenthuͤmer 
des Grundſtuͤcks oder einen Dritten zuſteht, aus deſſen ſonſtigem Vermoͤgen 
wegen ihrer Hypothekenforderung an Kapital und Zinſen nicht zur Hebung 


gelangen. 
10. Zuſatz zu H. 59. 


Das Intereſſe hypothekariſcher Glaͤubiger oder anderer Realberechtigter 
ſoll, ſofern dieſe im Generalkataſter eingetragen ſind, bei der Zahlung der Brand⸗ 
verguͤtigung von Amtswegen Seitens der ozietaͤt beachtet werden. 


11. Zuſatz zu H. 63. 

Die Wiederherſtellung abgebrannter Gebäude muß binnen drei Jahren 
nach ſtattgehabtem Brande, bei Verluſt der Brandverguͤtigung, ſoweit dieſelbe 
dann noch ruͤckſtaͤndig iſt, erfolgen. Sind aber in einem ſolchen Falle, wo die 
Wiederherſtellung innerhalb der beſtimmten Friſt nicht erfolgt iſt, Hypotheken⸗ 
glaͤubiger oder andere Realberechtigte im Generalkataſter eingetragen, ſo geſchieht 
die Zahlung der noch ruͤckſtaͤndigen Brandverguͤtigung an dieſe, nach der den 
Glaͤubigern zuſtehenden geſetzlichen Priorität, ſoweit die Brandverguͤtigung zur 
Deckung von Kapital und Jinſen erforderlich iſt und ausreicht, oder, wenn die 
Generaldirektion ſich mit der Zahlung nicht befaſſen will, zu dem gerichtlichen 
Depoſito bei dem Richter der belegenen Sache. In beſonderen Faͤllen iſt die 
Generaldirektion befugt, die Friſt zur Wiederherſtellung abgebrannter Gebaͤude 
zu verlaͤngern. 

12. Zuſatz zu H. 66. 

Die Zahlung der Brandentſchaͤdigung an den Beſchaͤdigten kann nur 
dann erfolgen, wenn keine im Generalfatafter eingetragene Hypothekenglaͤubiger 
oder Realintereſſenten vorhanden ſind, oder wenn die Einwilligung derſelben 
dazu beigebracht wird. Entgegengeſetzten Falls wird die Brandverguͤtigung ge⸗ 
richtlich deponirt. 

13. Zuſatz zu H. 68. 

Die Generaldirektion iſt befugt, zur Vereinfachung des Nie 
und zur Abkuͤrzung des Verfahrens die Geſchaͤfte unter ihre een in der 
Art zu vertheilen, daß Einem die Beſorgung der laufenden Geſch fte, nament⸗ 
lich die Vollziehung der Kataſter, die Korreſpondenz mit Behörden übertragen 
wird. Bei Gegenſtaͤnden von allgemeinem Intereſſe oder zur Entſcheidung 
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zweifelhafter Falle aber ift die Zuziehung ſaͤmmtlicher Mitglieder der General: 
Direktion erfonderieh. t JFC 
8 5 154. Zufaß zu F. 76. . N 3 
Die Realintereſſenten und Hypothekenglaͤubiger ſind berechtigt, ihre Rechte 
im Generalkataſter vermerken zu laſſen, zu welchem Zwecke eine beſondere Ko⸗ 
lonne in demſelben anzulegen iſt. Die Eintragung ſowohl wie die Loͤſchung 
geſchieht koſtenfrei, auf Grund der der ſtaͤndiſchen Generaldirektion vorzulegen⸗ 
den Hypothekeninſtrumente. Die Pommerſche Landſchaft ruͤckſichtlich der Pfand⸗ 
briefe, ſowie der Fiskus ruͤckſichtlich der fiskaliſchen Renten find nicht verpflichtet, 
ö ihre Rechte in das Generalkataſter eintragen zu laſſen. Ihre Zuziehung erfolgt in 
. allen Faͤllen, in welchen die Zuziehung der im Generalkataſter eingetragenen 
N Hypothekenglaͤubiger und Realintereſſenten vorgeſchrieben iſt. 3 


15. Zuſatz zu H. 80. i 
Loͤſchungskataſter muͤſſen, wenn die darin verzeichneten Gebäude mit dem 
1. Januar des folgenden Jahres ausſcheiden ſollen, bis zum 1. Dezember bei 
der Generaldirektion eingereicht werden. 5 „ 


16. Zuſatz zu H. 87. 5 i | 

Die Generaldirektion ift befugt, bei der Feſtſetzung der Beiträge nicht 

blos die Beduͤrfniſſe des naͤchſten Jahres, ſondern auch die Bildung eines Re⸗ 
ſervefonds nach billigem Ermeſſen in Erwaͤgung zu nehmen, jedoch mit der 
Einſchraͤnkung, daß deswegen die ordentlichen, das heißt die in dem F. 34. des 
Reglements vom 20. Auguſt 1841., in der Verordnung vom 23. Oktober 1854. 
und in dem Zuſatze Nr. 8. zu H. 34. des Reglements vorgeſchriebenen Bei⸗ 
tragsſaͤtze nicht uͤberſchritten werden dürfen. Die Höhe des Reſervefonds be⸗ 
ſtimmt der Kommunallandtag. | URS 


18 8 17. Zuſatz zu H. 108. te 1 85 
Die Generaldirektion iſt berechtigt, Praͤmien bis zum Betrage von 

Einhundert Thalern fuͤr die Ermittelung von Brandſtiftungen und fuͤr ver⸗ 

dienſtliche Leiſtungen beim Loͤſchen von Feuer zu bewilligen. BER 777 
Gegenwaͤrtiger Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu publiziren. 


Wilhelm. 


Berlin, den 5. Mai 1862. 
v. Jagow. 
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Say la rn 


* 


An den Miniſter des Innern. 


Rebdigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
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